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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Geld, Wahrung und Kredit
Finanzmarkt

Im Juli 2016 sorgte die Grossbank UBS mit einer in der Branche ungewdhnlichen
Medienmitteilung fur Aufsehen: Die Bank gab bekannt, dass sie von der ESTV dazu
angehalten werde, Bankdaten tausender Kunden an Frankreich zu liefern. Diese
Verfluigung basierte auf einem Amtshilfegesuch, welches Frankreich an die Schweiz
gerichtet hatte und das auf Hinweisen zu beruhen schien, die den franzdsischen
Behdrden von ihren deutschen Kollegen zugespielt worden waren. Das Amtshilfegesuch
enthielt keine Namen betroffener Kunden, sondern lediglich einzelne Kundennummern,
weshalb Uber die Rechtméssigkeit desselben Uneinigkeit herrschte. Wahrend sich die
ESTV auf den Standpunkt stellte, dass die im Amtshilfegesuch enthaltenen Daten und
die Grundlage des Gesuchs ausreichend spezifiziert seien und die Amtshilfe deshalb zu
gewéhren sei, zeigte sich die UBS davon Uberzeugt, dass eine ausreichende
Spezifizierung in diesem Falle nicht gegeben und auf das Amtshilfegesuch deshalb nicht
einzutreten sei. Die Bank gab in ihrer Mitteilung bekannt, die Rechtmassigkeit des
Amtshilfegesuchs vom Bundesverwaltungsgericht Uberprifen zu lassen, wobei indes
vorderhand nicht klar war, ob die UBS dazu tUberhaupt berechtigt war, waren doch laut
Gesetz nur Akteure zu Beschwerden gegen Verfligungen berechtigt, die von einer
solchen «besonders berthrt» sind und ein «schutzwilrdiges Interesse an deren
Aufhebung oder Anderung» haben. '

Banken

Der parlamentarische Prozess zur Ratifikation der 2013 unterschriebenen
Europaratskonvention zur Steueramtshilfe (Amtshilfelibereinkommen) wurde im
Berichtsjahr 2014 noch nicht angestossen. Auf Basis des Amtshilfeabkommens
entschied sich der Bundesrat jedoch zur Unterzeichnung des Multilateral Competent
Authority Agreement (MCAA) unter Vorbehalt der parlamentarischen Genehmigung des
Amtshilfelbereinkommens. Die Zustimmung des Parlaments zum
Amtshilfelbereinkommen war im Zusammenhang mit dem MCAA nétig, weil dieses sich
staatsrechtlich auf das Amtshilfelbereinkommen stitzte. Mit der Unterzeichnung des
Amtshilfelibereinkommens hatte sich der Bundesrat erhofft, die Anzahl Staaten, die auf
Basis der neuen OECD-Standards Amtshilfe ersuchen kénnen, weiter zu vergréssern,
weil dieses (im Gegensatz zur Vorlage zur einseitigen Anwendung der OECD-Standards)
auch Staaten ohne Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) erlaubte, Amtshilfegesuche
nach OECD-Standards zu stellen. Damit sollte den Empfehlungen des Global Forum
entsprochen werden. Dieses hatte mitunter gefordert, dass die Anzahl DBA, welche
Amtshilfe auf Basis der OECD-Standards gewéhren, vergréssert werden musste. ?

1) NZZ, 6.7.16
2) BR, Erlauternder Bericht zum Ubereinkommen des Europarats und der OECD (ber die gegenseitige Amtshilfe in
Steuersachen und zur Anderung des Steueramtshilfegesetzes
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